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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 5/65 — des 
Rudolf Härer, Emmendingen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 29. September 1965 hat der 
Einspruchsführer Einspruch eingelegt. 

Als Begründung gibt er an, 

vor der Bundestagswahl sei im Wahlkreis Waib* 
lingen in Baden-Württemberg seitens der Christ- 
lich Demokratischen Union an alle Haushaltun- 
gen in einem Umschlag mit der Aufschrift „Eine 
kleine Aufmerksamkeit für die Frau des Hauses" 
ein kleines Resopal-Schneidebrett — 21 X 27 cm 
— verteilt worden. Auf der Rückseite des Brettes 
sei ein Zettel aufgeklebt gewesen mit folgendem 
Text: 

Mit Gottes Hilfe 
Ihrer Hände Arbeit 
einer bewährten Politik 
in eine gesicherte Zukunft 

Ihr Bundestagskandidat 
^ FRIEDRICH FRITZ 

Der Einspruchsführer vermutet, daß mit diesem 
Wahlgeschenk die Wähler offenbar dazu hätten 
bewogen werden sollen, der CDU und deren 
Kandidaten ihre Stimme zu geben. 

In der Verteilung dieser Schneidebretter mit dem 
aufgeklebten Werbespruch des CDU-Kandidaten 
Friedrich Fritz sieht der Einspruchsführer einen 
Verstoß gegen den in Artikel 38 Abs. 1 GG fest- 
gelegten Grundsatz der freien Wahl, da durch 
die genannten Bretter die freie Willensentschei- 
dung der Wähler zumindest beeinflußt worden 


sein könnte. Im übrigen sei die Entscheidung im 
Wahlkreis Waiblingen relativ knapp ausgefal- 
len. Aus diesem Grund sei es durchaus möglich, 
daß ohne die Versendung der Schneidebretter 
ein anderes Ergebnis zustande gekommen wäre. 
Der Einspruchsführer erklärt weiter, er halte 
diese Annahme für um so berechtigter, als die 
CDU im dortigen Bereich anläßlich der Landtags- 
wahl 1964 eine ähnliche Geschenkaktion unter- 
nommen habe; damals hatten die Haushaltungen 
von dem CDU-Kandidaten Schock ein Lineal mit 
aufgedruckten Maßen erhalten. 

Der Einspruchsführer vertritt die Meinung, daß 
viele Wähler schon deshalb die CDU gewählt 
hätten, um ein Versiegen weiterer „Wahlauf- 
merksamkeiten" zu verhindern. Außerdem würde 
die Demokratie Schaden leiden, wenn das ge- 
nannte Beispiel Schule mache. Letztlich vertritt 
der Einspruchsführer die Auffassung, die Ge- 
schenkaktion habe sich wahrscheinlich nicht nur 
im Kreis Waiblingen ausgewirkt, da sicher auch 
Wahlberechtigte anderer Wahlkreise von der 
„Großzügigkeit" der CDU im Kreis Waiblingen 
gehört hätten. 

Mit Schreiben vom 29. September 1965 hat der 
Einspruchsführer bei der Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht in Stuttgart wegen dieses Vorganges 
Strafanzeige wegen Wahlbestechung (§ 108 b 

StGB) erstattet. 

Mit Beschluß vom 22. Oktober 1965 hat die 
Staatsanwaltschaft das Verfahren eingestellt. 
Zur Begründung wurde ausgeführt, entgegen der 
Auffassung des Anzeigeerstatters erfüllte die 
Verteilung der Schneidebretter im Bundestags- 
wahlkampf 1965 nicht den Tatbestand der Wahl- 
bestechung gemäß § 108 b StGB. 

Nach Darlegung der ratio legis des § 108 b StGB 
wird in der Einstellungsverfügung ausgeführt, 
die Schneidebretter ließen sich wegen ihrer Ge- 
ringfügigkeit objektiv und subjektiv nicht als 
tatbestandsmäßige Mittel qualifizieren. 

Weiter heißt es: 

„Nach den Gesamtumständen und auch ange- 
sichts der auf gleicher oder ähnlicher Ebene lie- 
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genden Großzügigkeiten, die von den Parteien im 
allgemeinen Wandel der Wahlwerbung weithin 
geübt worden sind, können die in Frage stehen- 
den Zuwendungen vielmehr noch als bloße Auf- 
merksamkeiten gewertet werden, deren Zweck 
über die Schaffung einer freundlichen und wohl- 
wollenden Stimmung nicht hinausgegangen ist. 
Solche Aufmerksamkeiten aber unterfallen dem 
§ 108 b StGB auch dann nicht, wenn sie aus 
grundsätzlichen Erwägungen heraus für uner- 
wünscht und im Hinblick auf die teilweise Finan- 
zierung der Parteien aus Steuergeldern für unan- 
gebracht gehalten werden können." 

Gegen die Entscheidung der Staatsanwaltschaft 
hat der Einspruchsführer Beschwerde eingelegt. 
Der Beschwerde wurde durch Bescheid des Ge- 
neralstaatsanwalts beim Oberlandesgericht Stutt- 
gart vom 12. November 1965 der Erfolg versagt, 
ln diesem Bescheid wird u. a. ausgeführt, der 
Wert des dem einzelnen Empfänger zugewende- 
ten Gegenstandes sei, selbst wenn er nach Auf- 
fassung des Beschwerdeführers höher als 10 Pfen- 
nig sein sollte, derart gering, daß die Annahme, 
ein Wähler werde als Entgelt für den erhaltenen 
Vorteil seine Stimme in einem bestimmten Sinne 
abgeben, abwegig erscheine. Der Verdacht einer 
Wahlbestechung sei daher durdi den aufgezeig- 
ten Vorgang nicht zu begründen. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen, aber nicht begründet. 

Aus den Ausführungen des Einspruchsführers muß 
entnommen werden, daß er seinen Einspruch nicht 
auf die Wahl im Wahlkreis Waiblingen beschränkt 
wissen will, sondern die Wahl im gesamten Bundes- 
gebiet anfechten möchte. Er geht nämlich von der 


Auffassung aus, daß sich die Großzügigkeit der 
CDU über den Wahlkreis Waiblingen hinaus aus- 
gewirkt habe. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob die Versendung 
der Schneidebretter über den Wahlkreis Waiblin- 
gen hinaus bekanntgeworden ist und sich auf die 
Wahl entsprechend ausgewiikt hat. Entscheidend ist 
allein, daß in der Versendung der Resopal-Schneide- 
bretter keine unzulässige, die Wahlfreiheit ein- 
schränkende Handlung erblickt werden kann. 

Bei den Schneidebrettchen handelt es sich, wie zu- 
treffend in der Einstellungsverfügung der Staatsan- 
waltschaft Stuttgart ausgeführt wurde, um Aufmerk- 
samkeiten von geringem Wert. Selbst wenn man 
unterstellt, daß ein Geschenk der genannten Art 
für den Empfänger einen bescheidenen, auf je- 
den Fall geringfügigen Wert darstellt, so muß da- 
von ausgegangen werden, daß ein solches Geschenk 
nicht geeignet ist, den Wähler in seiner Entschei- 
dungsfreiheit zu beeinflussen. Außerdem muß nach 
der Lebenserfahrung davon ausgegangen werden, 
daß durch eine solche Aufmerksamkeit keine irgend- 
wie geartete Bindung begründet wurde, die geeig- 
net gewesen wäre, den Empfänger zu verpflichten, 
dem Bundestagskandidaten seine Stimme zu geben. 
Die Empfänger gingen auch nicht das geringste Ri- 
siko ein, wenn sie von ihrer Entscheidungsfreiheit 
Gebrauch gemacht und dem Kandidaten nicht ihre 
Stimme gegeben haben. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als An- 
lage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages — — beim Bundesverfassungs- 

gericht eingegangen sein. 
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